
Kampf gegen Plastiktüten
Ungeheure  Mengen  an  Plas-
tikmüll  verschmutzen inzwi-
schen unsere Weltmeere. Das 
hat  tötliche Auswirkungen auf 
die Tierwelt. Auf Anregung des 
BUND haben sich vor einigen 
Monaten die Stadt Rotenburg, 
die  IG City Marketing und un-
sere  Kreisgruppe zusammen-
getan, um etwas gegen die oft 

unsinnige und gedankenlose Verwendung von 
Plastiktüten zu tun.  Jeder Bundesbürger ver-
braucht im Jahr immerhin 71 Stück.
So wurden 10.000 Flyer gedruckt, die über die 
Umweltbelastungen,  aber  auch  über  ökologi-
sche Alternativen aufklären.

Erdbeben im Gas-Fördergebiet 
Nicht  weniger  als  13  Erdbe-
ben in Niedersachsen enthält 
eine  Übersicht des  Landes-
amtes  für  Bergbau,  Energie 
und  Geologie  (LBEG).  Das 
letzte  ereignete  sich  am 

28.05. in Bothel im Südkreis. Dass diese Beben 
im Zusamenhang speziell mit der Gasförderung 
stehen, wird von Fachleuten nicht mehr bezwei-
felt.

BUND gegen Fracking-Gesetz 
Angesichts des großen öffent-
lichen Drucks für ein Fracking-
Verbot hat die Große Koaliti-
on  ein  faktisches  Verbot  für 
Fracking  in  Schiefer-,  Ton-, 
Mergel- und Kohleflözgestein 
beschlossen.  Allerdings  sol-

len mit Zustimmung der jeweiligen Bundeslän-
der vier Fracking-Probevorhaben in diesen Ge-
steinsformationen möglich sein. Zudem soll das 
Verbot schon 2021 erneut durch den Deutschen 
Bundestag überprüft werden. 
Fracking  in  dichtem  Sandstein,  sogenanntes 
"Tight-Gas-Fracking", wird hingegen explizit er-
laubt und wäre selbst in Natura-2000-Gebieten 
möglich.  Genau  diese  Gesteinsformation 
liegt  im Bereich Rotenburg und den Nach-
barkreisen vor. 
Der BUND Niedersachsen hat sich vor weni-
gen Wochen auf  seiner  Jahresvertreterver-
sammlung  einstimming  für  ein  generelles 
Fracking-Verbot ausgesprochen.

Förderprogramme der Stadt Rotenburg
Um mehr Grün in die Stadt zu 
bekommen, hat die Stadt Ro-
tenburg schon vor vielen Jah-
ren mehrere Programme  auf-
gelegt.  So  werden  Dachbe-

grünung, Fassadenbegrünung und Pflanzen vor 
dem Zaun gefördert. 
Einzelheiten findet man hier.

17. September 2016: TTIP-Demo in Hamburg
Die  Freihandelsabkommen 
TTIP  und  CETA  sind  noch 
lange  nicht  unter  Dach  und 
Fach. Am 17.09. wird es in 7 
Städten  wieder  Protestaktio-
nen  geben.  Der  BUND  und 
zahlreiche weitere Organisati-
onen rufen zur Teilnahme auf. 
Wir  gehen  davon  aus,  dass 
aus  dem  Kreis  Rotenburg 

zahlreiche  Menschen  nach  Hamburg  fahren 
werden.  Interessenten sollten sich den Termin 
schon mal vormerken und beim BUND melden.

Das Höfesterben geht weiter 
Der von  Bundesregierung und Bauernverband 
gewollte  Strukturwandel  in  der  Landwirtschaft 
ist  "erfolgreich".  Hier  die  Zahlen  des  Statisti-
schen Bundesamts (Stichtag 03.05.16 zu 2015).

Atom-Endlager: BUND gegen Schlussbericht
Der BUND lehnt den Schluss-
bericht  der  Endlager-Such-
kommission  ab  und  hat  ein 
Sondervotum angekündigt.

Russland lehnt Gentechnik ab 
Der Anbau von gentechnisch veränderten Orga-
nismen ist jetzt in Russland verboten. 
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Check


  Bewertung der Umweltfreundlichkeit handelsüblicher Tüten und Tragetaschen:


  Evaluation of the greenness of commercially available shopping bags:


 Einweg-Tüten  
 aus biologisch abbaubaren Kunststoffen


 Disposable bags 
 made of bio-degradable synthetic materials


 Einweg-Tüten  
 aus Plastik und Papier (Neumaterial)


 Disposable bags  
 made of plastic and paper (new material)


 Einweg-Tüten  
 aus Plastik und Papier (Recyclingmaterial)


 Disposable bags 
 made of plastic and paper (recycling material)


 Mehrweg-Tragetaschen  
 aus Naturfaser (Neumaterial)


 Reusable bags 
 made of natural fibre (new material)


 Mehrweg-Tragetaschen  
 aus Kunststoff (Neumaterial)


 Reusable bags 
 made of plastic (new material)


 Mehrweg-Tragetaschen  
 aus Kunststoff (Recyclingmaterial)


 Reusable bags 
 made of plastic (recycling material)





MR
Anlage

http://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/geologie/niedersaechsischer_erdbebendienst_ned/aktuelle_erdbeben/niedersaechsischer-erdbebendienst-ned-128713.html
http://www.rotenburger-rundschau.de/lokales/sottrum/erdbeben-erschuettert-bothel-mit-einer-magnitude-von-2-4-von-nina-baucke-116107.html
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http://stopp-ttip-hamburg.de/termine/demo-gegen-ttip-ceta-im-september-2016/
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http://www.bund-niedersachsen.de/nc/presse/pressemitteilungen/detail/artikel/bund-lehnt-bericht-der-endlager-suchkommission-ab/?tx_ttnews[backPid]=5911&cHash=b36438f77da2d4bd8eb77c6ccd713156
http://www.agrarheute.com/news/russland-verbietet-gvo-anbau?utm_source=agrarheute&utm_medium=Newsletter&utm_campaign=ah-newsalarm&utm_content=2016-06-28
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Berlin: Als einziges stimmberechtigtes Mitglied der „Kommission Lagerung hoch radioaktiver 
Abfallstoffe“ hat Klaus Brunsmeier, stellvertretender Vorsitzender des Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND), den Abschlussbericht der Endlager-Suchkommission 
abgelehnt. Stattdessen kündigte der Umweltverband eines von vier Sondervoten an. Mit 15 
Ja-Stimmen wurde der Bericht jedoch mehrheitlich angenommen. 
 
„Wir haben in der Kommission zwei Jahre lang konstruktiv und mit großem Engagement 
mitgearbeitet, um das geltende Standortauswahlgesetz zu verbessern. Erreichen wollten wir, 
den Mehrheitsbeschluss des Bundestags zu einem gesellschaftlichen Konsens zu machen, 
der einen echten Neustart bei der Endlagersuche ermöglicht. Die Kommission hat ihre 
eigenen Ansprüche nicht wirklich erfüllt, deshalb müssen wir den Abschlussbericht 
ablehnen“, sagte Brunsmeier. 
 
Der Bericht der Kommission mache zwar viele sinnvolle Vorschläge zur Verbesserung des 
Standortauswahlgesetzes, er beinhalte jedoch einige zentrale und grundsätzliche Mängel 
und fuße auf Fehlentscheidungen, die eine Zustimmung für ihn unmöglich gemacht hätten, 
so Brunsmeier. „Wir geben ein Sondervotum ab, das unsere Kritikpunkte zusammenfasst“, 
sagte der BUND-Vertreter. 
 
Kritik übe der BUND unter anderem daran, dass nicht klar sei, für welche Art des Atommülls 
ein Lager gesucht werde. So schlage die Kommission vor, auch den Müll aus der „Asse“ bei 
Wolfenbüttel, radioaktive Abfälle aus der Urananreicherung und sonstigen nicht für das 
Endlager für schwach- und mittelaktiven Abfall „Schacht Konrad“ bei Salzgitter geeigneten 
Atommüll in das neue Suchverfahren zu integrieren. Zweiter Hauptkritikpunkt des BUND 
sei, dass sich die Kommission für ein neues Endlager-Suchverfahren nicht zu einem Verzicht 
auf den Standort Gorleben durchringen konnte. Außerdem habe der BUND gefordert, in den 
Abschlussbericht einen Passus aufzunehmen, der eine verfassungsrechtliche Absicherung des 
Atomausstiegs verlange. Leider habe sich die Kommission nicht zu einer klaren Empfehlung 
in diesem Sinne durchringen können.  
 
Verbesserungen habe der Umweltverband jedoch bei der Gewährleistung eines primär an der 
Sicherheit ausgerichteten vergleichenden Verfahrens zur Endlagersuche durchsetzen können. 
Auch Verbesserungen beim Rechtsschutz und die Fixierung eines generellen Exportverbots 
für hochradioaktiven Atommüll seien ebenfalls Ergebnisse erfolgreicher BUND-
Interventionen.  
 
„Der BUND hat das Ziel, dass es zu einer neuen vergleichenden Standortsuche für ein 
Atommüll-Lager in Deutschland kommt. Ich will mein ablehnendes Votum zum 
Kommissionsbericht nicht als Zeichen für einen Stillstand in dieser Frage verstanden wissen. 
Wir fordern die Abgeordneten des Deutschen Bundestages und die Bundesregierung auf, 
schnell mit der dringend erforderlichen Überarbeitung des Standortauswahlgesetzes zu 







beginnen und dabei möglichst viele der konstruktiven Vorschläge der Kommission und vor 
allem die weiter gehenden Forderungen des BUND einzuarbeiten“, sagte Brunsmeier.  
 
Pressekontakt: Thorben Becker, BUND-Atomexperte, Mobil: 0173-6071603 bzw. Rüdiger 
Rosenthal, BUND-Pressesprecher, Tel. 030-27586-425/-464, E-Mail: presse@bund.net, 
www.bund.net 
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Neues Fracking-Gesetz: Niedersachsen ist in der Pflicht 
BUND Niedersachsen fordert ein Umschwenken der Landesregierung  


zu ihrer bisherigen Haltung zum Fracking 
 
Anlässlich des heutigen Besuches der Bundesumweltministerin Barbara Hendricks (SPD) in 
Rotenburg an der Wümme, begleitet von Bürgerprotesten gegen Fracking, fordert der 
BUND Niedersachsen ein Frackingverbot für alle Gesteinsarten in Niedersachsen. „Wir 
fordern die niedersächsische Landesregierung auf, sich auch gegen das konventionelle 
Fracking auszusprechen“, sagt Dorothea Steiner, Mitglied im Vorstand des BUND 
Niedersachsen. „Niedersachsen als Bundesland mit dem größten Erdgasvorkommen und 
den meisten Bohrungen hat hier eine besondere Verpflichtung und Verantwortung 
gegenüber Mensch und Natur.“ 
 
In einer Hauruck-Aktion wurde am vergangenen Freitag im Bundestag das Gesetz zum 
umstrittenen Fracking beschlossen – obwohl Grüne und Linke noch im April Anträge für 
ein Fracking-Verbot in den Bundestag eingebracht hatten, welche abgelehnt wurden. Da 
nur die Verordnung, nicht die Gesetze im Bundesrat zustimmungspflichtig sind, gibt es 
jetzt kaum noch Möglichkeiten, die Regelung zu verhindern – es sei denn, man hält am 
grundsätzlichen Moratorium fest, wie das Land Nordrhein-Westfalen. Damit werde die 
Verantwortung auf die Landkreise geschoben, kritisiert der BUND.  
 
Bekannt ist, dass durch Fracking Gesundheitsgefährdungen von Menschen durch 
Schadstoffe, Erdbeben sowie eine Verseuchung von Trinkwasser drohen. Die rechtlichen 
Änderungen vom vergangenen Freitag verschärfen die bisherige Rechtssituation, so dass 
insbesondere in Niedersachsen die zu beteiligenden Unteren Wasserbehörden ihre 
Zustimmung aus Besorgnis einer Grundwassergefährdung versagen können. „Von der 
Möglichkeit eines Verbots von Probebohrungen beim unkonventionellen Fracking sollte 
Niedersachsen unbedingt Gebrauch machen“, so Steiner. 
 
 
 
Hintergrund:  


 
Änderung der bisherigen gesetzlichen Regelungen: 
- (rechtssicherer) Ausschluss aller Gebiete, in denen Trinkwasser oder Wasser zur 


Lebensmittelherstellung gewonnen wird (Wasserhaushaltsgesetz) 
- Beweislastumkehr bei Bergschäden – Bergschadenshaftung des Verursachers, 


welcher in der Verantwortung steht (BbergG)  
- Einführung einer UVP-Pflicht (UVP-V)  
 
 







 


Die neue Gesetzgebung differenziert zwischen: 
- „konventionelles“ Fracking, welches in Deutschland schon lange 
genehmigungsfähig ist, wird nun zwar unter deutlich mehr Umweltauflagen gestellt, ist 
jedoch mit all den Risiken und Gefährdungen, die das zur Folge hat möglich. Bisher wurde 
dieses nur durch das Bergrecht, geregelt, zukünftig geschieht dies auch durch das 
Wasserrecht. In Niedersachsen sind 17 solcher Vorhaben bereits in Planung oder in 
Vorbereitung. Bekannt ist, dass Exxon bereits im Herbst den nächsten Frac auf dem 
Bohrplatz Bötersen Z11 plant.  
- „unkonventionelles“ Fracking, welches generell verboten wird. Den Bundesländern 
wird nun die Entscheidung überlassen, ob weitere Probebohrungen mit diesem Verfahren 
erfolgen können (Ländervorbehalt) 
 
 
 
 
Rückfragen zum Thema an: 


Dorothea Steiner 
Mitglied des Vorstandes  
BUND Landesverband Niedersachsen 
dorothea.steiner@bund.net  
 
Sina Schröder 
Umweltreferentin 
BUND Landesverband Niedersachsen 
Tel. (0511) 965 69 - 37 
sina.schroeder@nds.bund.net 
 
Pressekontakt: 


Dr. Tonja Mannstedt 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
BUND Landesverband Niedersachsen 
Tel. (0511) 965 69 - 31 
tonja.mannstedt@nds.bund.net  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und 
Förderern der größte Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000 Mitglieder und Förderer. Der Verein 
ist vom Staat als Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die treibende gesellschaftliche Kraft für eine 
nachhaltige Entwicklung in Deutschland. Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen und friedfertigen Welt. 
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